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a 837 ) Vertrag zwiſchen Seiner Majestät dem Koͤnige von Preußen und Seiner Durch⸗ 
laucht dem aͤlteſtregierenden Herzoge zu Anhalt⸗Bernburg uͤber die An⸗ 
i ſchließung des obern Herzogthums Anhalt⸗Bernburg an das Preußiſche 
en indirekte Steuerſyſtem. Vom ‚toten Oktober und ratifizirt am 2fen No: 
: vember 1823. 


Das a Seine Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine alteftregierende Herzogs 
liche Durchlaucht zu Anhalt Bernburg, nach forgfältiger Erwägung aller Ver⸗ 
haͤltniſſe, die Ueberzeugung gewonnen haben, daß die Hinderniſſe, welche dem 
freien Verkehre der beiderſeitigen Unterthanen mit einander im Wege ſtehen, ſich 
nur durch eine Uebereinſtimmung in den Grundſaͤtzen des indirekten Steuerſyſtems 
gründlich beſeitigen laſſen; ſo haben Dieſelben, in der Abſicht, die Wohlthat jenes 
freien Verkehrs Ihren Unterthanen zuzuwenden und dadurch zugleich die lang be⸗ 
gründeten, freundnachbarlichen Verhaͤltniſſe dauerhaft zu befeftigen, darüber 
durch. Ihre beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten, naͤmlich: 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen durch Allerhoͤchſt Ihren Gebel 
men Legations-Rath von Buͤlow, 

Seene aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗ Bernburg 
durch Hoͤchſt Ihren Geheimerath und Regierungs-Praͤſidenten 
von Salmuth, 

machfolgende Uebereinkunft verabreden und unter Borbeal ber en eg ob 
ln laſſen. 5 

Art. 1. Seine Hetzogliche. chr zu Anhalt⸗ Bernburg las 
Ri; Aübeſchädes Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, bereit, mit dem obern Her⸗ 
zogthume Bernburg dem Preußiſchen indirekten Steuerſyſteme beizutreten, wie ſol⸗ 
ches durch das Geſetz vom 26ften Mai 1818. und durch die ſeitdem erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen und Erhebungsrollen feſtgeſetzt worden iſt, oder kuͤnftig noch durch 
geſetzliche Deklarationen und Erhebungsrollen weiter beſtimmt werden wird. 

Dabei iſt jedoch ausdruͤcklich verabredet worden, daß die Grundſaͤtze des 
Geſetzes vom 26ſten Mai 1818. ohne 1 e nicht Abenden 
werden ſollen. NE a * 
Jahrgang 1824. a 5 A Art. 2. 


(Ausgegeben zu Berlin den sten Januar 1824.) 


Art. 2. Seine Majeftät der König von Preußen: verfprechen dagegen 
dasjenige Einkommen, welches Ihren Kaſſen in Folge dieſer Anſchließung zuflie⸗ 
ßen duͤrfte, den landesherrlichen Kaſſen Seiner Herzoglichen Durchlaucht zu An⸗ 
halt⸗Bernburg uͤberweiſen zu laſſen. S5 

i Art. 3. Da nach den Beſtimmungen des gedachten Zoll- und Verbrauch⸗ 
ſteuer-Geſetzes vom 26ſten Mai 1818. die Gefaͤlle auf der aͤußern Grenze des 
Preußiſchen Staates erhoben werden, und deshalb nicht zu ermitteln iſt, wieviel 
die Herzoglichen Unterthanen davon fuͤr die aus dem Auslande zu beziehenden 
Waaren entrichtet haben dürften; fo ſoll der jedesmalige letzt dreijaͤhrige Ertrag 
des Einkommens an Verbrauchſteuern bei den Koͤniglichen Zollaͤmtern in den ſie⸗ 
ben oͤſtlichen Provinzen des Preußiſchen Staats dergeſtalt fuͤr die drei naͤchſten 
Jahre zur Grundlage der Theilnahme Seiner Durchlaucht des Herzogs zu Anhalt⸗ 
Bernburg an jenen Einkuͤnften dienen, daß Hoͤchſt Deſſen Antheil nach den Ver⸗ 
haͤltniſſen der Bevoͤlkerung des in den Zollverband aufgenommenen Theils der ge⸗ 
dachten ſieben Preußiſchen Provinzen zu der Bevoͤlkerung des oberen Herzogthums 
Bernburg, berechnet werden wird. f See! 
: Es wird dabei, um die Schwierigkeiten der Sonderung der Zollgefaͤlle von 
der Verbrauchſteuer zu beſeitigen, welche letztere nach der dermaligen Erhebungs⸗ 
rolle unter den Eingangs- Abgaben mit begriffen iſt, angenommen, daß die Ver⸗ 
brauchſteuer % des Einkommens an Ein-, Aus⸗ und Durchgangs⸗Abgaben zuſam⸗ 
men genommen betrage. Se V 

Art. 4. Wiewohl Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt Bernburg 
eine Theilnahme an den Durchgangs-Abgaben, da dieſe nicht auf den Verbrauch 
zu rechnen ſind, weder auf den Grund gehabter und aufzugebender Durchgangs⸗ 
Erhebungen noch einer höheren Beſteuerung Hoͤchſtdero Unterthanen, welche als 
die Folge Ihres Beitritts zu dem Preußiſchen Steuerſyſteme ſich betrachten ließe, 


in Anſpruch nehmen koͤnnen; fo haben Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen 


doch aus Ruͤckſicht auf den Umſtand, daß die Herzoglichen Unterthanen gegenwaͤr⸗ 
tig die, in den Preußiſchen Staaten hoch beſteuerten auslaͤndiſchen Waaren, ohne 
Preußiſches Gebiet zu berühren, unmittelbar aus dem Auslande beziehen konnen, 
welches mit dem Beitritt zu dem Preußiſchen Steuerſyſteme aufhoͤrt, dieſerhalb 
Seiner Herzoglichen Durchlaucht auch einen Antheil an den Einkuͤnften der Durch⸗ 
gangs⸗Abgaben zugeſichert. Dem zufolge iſt der Geſammtantheil Seiner Her⸗ 
zoglichen Durchlaucht an dem Geſammtertrage von Ein⸗, Aus⸗ und Durchgangs⸗ 
Abgaben in den zum Steuerverbande der ſieben oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen ge⸗ 
hoͤrigen Landestheilen auf , nach dem Verhaͤltniſſe der Bevölkerung des obern 
Herzogthums Bernburg, feſtgeſetzt. C 
Art. 8. Von den Waaren, welche mit Herzogl. Hofmarſchall⸗Amts⸗ 
Atteſten für die Hofhaltung Seiner Durchlaucht eingehen, werden die Gefaͤlle, 
a 55 0 
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ſo weit es durch die gedachten Atteſte verlangt wird, nicht beim Eingange erhoben, 
ſondern blos notirt, und bei der naͤchſten Quartal Hebung des Antheils Seiner 
Durchlaucht an den Geſammt⸗Einkuͤnften in baarem Gelde angerechnet. 

Art. 6. Die fuͤr die Herzogl. Unterthanen mit der Poſt ankommenden 
Waaren ſollen gleichen Beguͤnſtigungen und Beſchraͤnkungen mit denen unterliegen, 
welche fuͤr die Koͤniglichen Unterthanen beſtimmt ſin . 

Art. 7. In Folge des Beitritts des obern Herzogthums Bernburg zum 
Preußiſchen Steuerverbande, wird die Umſtellung deſſelben mit Preußiſchen Zoll⸗ 
beamten, ſo weit ſolches mit dem Preußiſchen Gebiete grenzt, gaͤnzlich aufhören, 
dagegen aber eine Grenzbewachung deſſelben gegen das nicht Preußiſche Gebiet zu 
dem Ende angeordnet werden, daß keine unverſteuerte Waaren in das obere Her⸗ 
zogthum Bernburg, und aus demſelben in die Preußiſchen Staaten eingefuͤhrt 
werden fönnen. e ee * ER 
Art. 8. In Erwägung, daß die Erhebung der Steuern an ber Anhalt⸗ 
Bernburg⸗Braunſchweigiſchen Grenze für den Preußiſchen Staat, nachdem zwiſchen 
ſolchem und dem obern Herzogthume ein freier Verkehr eröffnet worden, von hoͤch⸗ 
ſter Wichtigkeit iſt, und daß zur Erhaltung der erforderlichen Grenzaufſicht, ein 
oͤfterer Wechſel der angeſtellten Beamten dienlich erachtet wird; ſo haben Seine 
Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg Ihrem Rechte der Bewachung und 
Zollerhebung auf der Grenze Ihres obern Herzogthums gegen das nicht Preußiſche 
Gebiet zu Gunſten Seiner Majeſtät des Koͤnigs von Preußen, jedoch mit Aus⸗ 
nahme der Ernennung des oder der Zolleinnehmer, welche Sich Seine Herzogliche 
Durchlaucht vorbehalten, entſagt, wogegen Allerhoͤchſtdieſelben die mit dieſer 
Grenzbewachung verbundenen Koſten zu tragen Vekſprechen n 
Wird zur Unterſtützung der Grenzaufſeher militairiſche Huͤlfe noͤchig, fo ver: 
sprechen Seine Herzogliche Durchlaucht, ſolche, auf geſchehene von Seiten des 
Ober⸗Inſpektors an die Herzogl. Regierung zu richtende Requiſition, zu gewähren. 
Art. 9. Es ſollen demnaͤchſt ein oder, nach Befinden der Umſtaͤnde, zwei 
Nebenzollaͤmter an der Herzogl. Anhalt - Bernburg = Braunfchweigiichen Grenze 
angelegt, und dabei das zur Erhebung der Gefälle und zur Sicherung der Grenz: 
bewachung erforderliche Perſonale angeſtellt werden. Seine Herzogl. Durchlaucht 
verſprechen, dafuͤr zu ſorgen, daß ſolches gegen angemeſſene Miethen das noͤthige 
Unterkommen finde. 5 
Art. 10. Das oder die gedachten Nebenzollaͤmter werden den Namen: 
Koͤniglich-Preußiſches und Herzoglich⸗ Anhalt⸗ 
——— Bernburgiſches Neben-Zollamt, i 
führen, und das Königliche und Herzogliche Wappen fol bei den Erhebungs⸗ 


ſtellen angeſchlagen werden. 5 5 
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Die zur Grenzbewachung erforderlichen Grenzaufſeher werden zwar, mit 
Ausnahme der Zolleinnehmer, welche von Seiner Herzoglichen Durchlaucht zu 
Anhalt⸗Bernburg ernannt werden, von Seiner Majeftät dem Koͤnige von Preußen 
angeſtellt, beſoldet und uniformirt; doch ſollen ſowohl Grenzaufſeher als Zoll⸗ 
Einnehmer beiden Landesherren den erforderlichen Dienſteid fuͤr die Dauer ihrer 
Anſtellung im oberen Herzogthume Bernburg leiſten, und das Koͤniglich⸗Preußiſche 
und das Herzoglich⸗Anhalt⸗Bernburgiſche Wappen vereint auf der Kopfbedeckung 
tragen. EN Re ON * 5 rigen 
Art. II. Die Einnehmer und Grenzaufſeher, welche im obern Herzog⸗ 
thume Bernburg ihren Wohnſitz angewieſen erhalten, find fiir die, Dauer ihrer 
dortigen Anſtellung in allen Privat⸗ und bürgerlichen Verhaͤltniſſen den Herzogl: 
a Anhalt⸗Bernburgiſchen Gerichten unterworfen; dagegen ſtehen ſie in allen Dienſt⸗ 
angelegenheiten und Dienſtvergehen unter dem betreffenden Koͤniglich-Preußiſchen 
Haupt⸗Zollamte und den ſonſt kompetenten Königlichen Behoͤrden. 
Art. 12. Es werden im obern Herzogthume, gegen das nicht Preu⸗ 
ßiſche Ausland, ein Grenzbezirk der Oertlichkeit angemeſſen gebildet, die Zoll⸗ 
ſtraßen mit Tafeln bezeichnet, und eine Binnenlinie feſtgeſetzt werden. Inner⸗ 
halb dieſes Grenzbezirks werden die Grenzbeamten nach der Zollordnung und 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften verfahren. . = 
Indeß werden auch in dem übrigen, Landesgebiete beide Regierungen ſich 
in den zur Sicherung Ihrer Landesherrlichen Gefälle. und Aufrechthaltung der 
Gewerbe Ihrer Unterthanen, nothwendigen Maaßregeln einander gegenſeitig 
freundſchaftlich unterſtuͤtzen, und daher namentlich auch geſtatten, daß die 
Koͤniglich-Preußiſchen Zoll- und die Herzoglich⸗ Bernburgſchen Impoſt⸗(Akziſe⸗) 
Beamten die Spur begangener Unterſchleife in die gegenſeitigen Gebiete ver⸗ 
folgen, und mit Zuziehung der Ortsobrigkeiten ſich des Thatbeſtandes verſichern. 
Wenn auch zu deſſen Seftftellung, oder zur Sicherung der Gefaͤlle und 
Strafen, Viſitationen, Beſchlagnahmen und Vorkehrungen von den beider⸗ 
ſeitigen Zoll- und Akziſebeamten, bei den Landes oder Ortsbehoͤrden in Antrag 
gebracht werden, ſollen dieſe, nachdem ſie ſich uͤberzeugt, daß, den Umſtaͤnden 
nach, die Antraͤge durch die Geſetze begruͤndet, oder ihnen doch nicht entgegen 
find, ſolche alsbald willig und zweckmaͤßig veranſtalten. € 
Se. Durchlaucht verfprechen, das Preußifche Steuergeſetz und Ordnung vom 
26ſten Mai 1818., und deſſen bereits ergangenen oder noch zu erlaſſenden Dekla⸗ 
rationen, als Landesherrliches Geſetz zur Kenntniß Ihrer Unterthanen zu bringen, 
fuͤr die Aufrechthaltung deſſelben durch die betreffenden Behoͤrden ſorgen und 
die Kontravenienten, nach erfolgter Unterſuchung und Ueberfuͤhrung, nach der 
Strenge dieſer Geſetze beſtrafen zu laſſen. Geldſtrafen, worauf die Herzoglichen 
Gerichte in ſolchen Faͤllen erkennen moͤchten, fallen, ſo wie die Konfiskate, 
nach Abzug des Denunziantenantheils, dem Herzoglichen Fiskus lediglich anheim. 
5 N Art. 13. 


Art. 13. Se. Majeſtaͤt der König von Preußen und Se. Durchlaucht 
der Herzog zu Anhalt-Bernburg, verſichern Ihren Unterthanen gegenſeitig den 
völlig freien und ungeftörten Verkehr zwiſchen den, innerhalb der Preußiſchen 
Zolllinie an den aͤußern Grenzen des Staats belegenen Koͤniglich-Preußiſchen 
Landen, und dem obern Herzogthume Anhalt = Bernburg dergeſtalt, daß die 
von den beiderſeitigen Unterthanen innerhalb des gedachten Bezirks zu ver⸗ 
führenden Waaren und Erzeugniſſe aller Art, uͤberall den eigenen inlaͤndiſchen 
völlig gleich behandelt werden ſollen. ; 
Art. 14. Da jedoch ein völlig freier Verkehr zwifchen den Preußiſchen 
und Anhaält⸗Bernburgiſchen Landen, wie er im vorſtehenden Artikel beabſichtigt 
wird, nur dann moͤglich iſt, wenn eine voͤllige Gleichheit der indirekten Abgaben⸗ 
verfaſſung auch in Beziehung auf alle inlaͤndiſche Erzeugniſſe Statt findet, indem 
bei Ermangelung derſelben, namentlich bei den drei wichtigen Erzeugniſſen, 
Branntwein, Bier und Taback, die Preußiſche Regierung genoͤthigt ſeyn wuͤrde, 
eine Bewachung der Herzoglich ⸗Anhalt⸗Bernburgiſchen Grenze fortdauern zu 
laſſen, oder andere Kontrollen mit bedeutendem Koſtenaufwande, und nicht 
ohne Hemmung des gegenſeitigen Verkehrs, einzuführen; fo verſprechen Seine 
Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg in Ihren Landen, bei den vor⸗ 
gedachten drei Erzeugniſſen, eine gleichmaͤßige Beſteuerung und Erhebung, wie 
in den Koͤniglich-Preußiſchen Staaten, eintreten zu laffen. Bis dahin, daß 
dieſe eingerichtet iſt, wird bei dem Uebergange in das Gebiet, welches den 
hoͤheren Steuerſatz hat, von deſſen Behoͤrden das Fehlende nacherhoben werden, 
zu welchem Ende Seine Herzogliche Durchlaucht gewilligt ſind, auch ſolche 
Verfügungen treffen zu laſſen, daß die Einfuͤhrung der gedachten Erzeugniſſe 
in das Preußiſche, nur gegen Beibringung des Beweiſes von der Statt gefun:: 
denen Anmeldung bei demjenigen Preußiſchen Zollamte, welches die Nachfteuer 
zu erheben hat, erlaubt ſeyn ſoll. 
Dagegen haben Seine Majeftät der König von Preußen ſich bereit erklärt, 


die Koſten der Erhebung der Gefälle an den aͤußern Grenzen des⸗ Preußischen. 


Staats, allein zu tragen, und Seiner Herzoglichen Durchlaucht uͤberhaupt keine 
Verwaltungskoſten in Abzug bringen zu laſſen. N 

Art. 15. Da das Salz und die Spielkarten, welche in dem Preußiſchen 
Stagte von den eigenen Unterthanen deſſelben bereitet und verfertigt werden, 
im Preußiſchen Gebiete nicht freien Umlauf haben, ſondern nur von den dazu 
beſtimmten Anſtalten verkauft werden duͤrfen; ſo werden in Folge dieſer Be⸗ 
ſtimmung auch Salz und Spielkarten, welche in den Herzoglichen Landen: 
g bereitet und verfertigt worden ſeyn moͤchten, in den Königlichen Landen nicht 
freien Umlauf haben koͤnnen, ſondern daſelbſt den gleichen Beſchraͤnkungen, 
vorbehaltlich der Durchfuhr der Spielkarten, unterworfen ſeyn. In Ruͤckſicht 
Gt ; des 
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des Salzes finden überdies die beſondern Beſtimmungen der zu Halle und 
Bernburg am ten und qten April 1821. abgeſchloſſenen Uebereinkunft An⸗ 
wendung, und iſt dabei ausdruͤcklich feſtgeſetzt, daß dieſelbe ihren Grundzuͤgen 
nach ſo lange beſtehen ſoll, als die Vereinigung wegen der Steuern dauert. 


Art. 16. Mit Ruͤckſicht auf die vorhergehenden Beſtimmungen iſt der An⸗ 
theil an dem Steuereinkommen, welchen Seine Herzogliche Durchlaucht bis zum 
31ften Dezember 1824. zu erheben haben, auf eine Summe von Dreizehn Tauſend 
Thalern Preußiſch Kourant fuͤr das Jahr feſtgeſetzt, welche in gleichen Quartal⸗ 
raten, in den Monaten März, Juni, September und Dezember jedesmal mit 
Drei Tauſend Zwei Hundert und Funfzig Thalern Preußiſch Kourant bei der 
Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſe zu Magdeburg zur Verfuͤgung Seiner Herzog⸗ 
lichen Durchlaucht bereit ſtehen ſoll. Erleidet dieſe Zahlung Anſtand, ſo wird ſolche 
ſofort, auf die davon Herzoglicher Seits gemachte Anzeige, von der Koͤniglichen 
General- Staatskaſſe in Berlin geleiſtet werden. BEER kite 
N Die Zolleinnahme der gemeinfchaftlichen Nebenzollaͤmter im oberen Herzog⸗ 
thume, wird von den dabei beſtellten Einnehmern, auf Abſchlag des Seiner Her⸗ 
zoglichen Durchlaucht zukommenden jaͤhrlichen Steuerantheils, in ſoweit dieſes je⸗ 
doch dadurch nicht uͤberſchritten wird, an die Herzoglich-Bernburgſchen Behörden 
unmittelbar abgeliefert werden. 5 

Art. 12. Findet eine Anſchließung des untern Herzogthums Bernburg 
an das Preußiſche Steuerſyſtem ſtatt, fo tritt ſodann zwiſchen dem obern und un⸗ 
tern Herzogthume Bernburg ein voͤllig freier Verkehr, jedoch mit Beruͤckſichtigung 
der im Art. 14. gedachten Beſtimmungen, ein. Sollte aber das untere Herzogthum 
moch fernerhin als Ausland betrachtet werden muͤſſen; fo wollen doch Seine Maje⸗ 
ſtaͤt der König von Preußen, zur Erhaltung und Erleichterung des Verkehrs zwi⸗ 

ſchen den beiden genannten Herzoglichen Landestheilen, einige Ausnahmen von dem 


Geſetze vom 20ſten Mai 1818. geſtatten. 


Art. 18. Dem zufolge ſollen Getreide und Vieh aller Art, ſo wie Huͤlſen⸗ 
fruͤchte und Saͤmereien, aber ſaͤmmtlich nur in ſoweit, als es der eigene Bedarf 
der Bewohner des obern Herzogthums erfordert, nebſt funfzig Zentnern Papier, 
welche ſaͤmmtlich als Erzeugniſſe des untern Herzogthums Bernburg mit Urſprungs⸗ 
Beſcheinigungen von den betreffenden Behoͤrden verſehen ſeyn muͤſſen, desgleichen 
der in Bernburg gewonnene Wein und Weineſſig für die Herzogliche Kellerei in. 
Ballenſtedt, gegen die erforderlichen Scheine der Behoͤrden, aus dem gedachten 
untern Herzogthume uͤber Aſchersleben nach dem obern Herzogthume Bernburg 


> 


abgabenfrei eingeführt werben koͤnnen. 880 | en 
\ Naͤchſtdem werden dem Koͤniglichen Zollamte zu Aſchersleben die noͤthigen 
Mefuguiſſe zur Erhebung der Durchgangsabgaben beigelegt werden. 

f i Auch 


Auch wird der Herzogliche Kammerwagen, wenn er von Ballenſtedt nach 
Bernburg geht, in Aſchersleben keiner Viſitation unterworfen werden. Kommt 
derſelbe aber von Bernburg nach Ballenſtedt, ſo geht zwar das herrſchaftliche Fell⸗ 
eifen auch unviſitirt durch, allein alle abgabepflichtigen Waaren, welche ſich auf 
dem Wagen befinden, und in keinem Falle in dem Felleiſen befindlich ſeyn duͤrfen, 
muͤſſen verſteuert werden. 128 

Art. 19. Um jedoch auch dem Wunſche Seiner Herzoglichen Durchlaucht, 
in Bezug auf eine Erleichterung des Verkehrs des untern Herzogthums Bernburg 
mit dem Preußiſchen Staate, nach Möglichkeit zu entſprechen; fo wollen Seine 
Majeſtaͤt auch geſtatten, daß nachfolgende Gegenſtaͤnde mit gehoͤrigen Urſprungs⸗ 
Zeugniſſen verſehen, aus dem untern Herzogthume Bernburg in die Preußiſchen 
Staaten uͤber die Haupt⸗Zollaͤmter Neu⸗Gattersleben, Coͤnnern und Wittenberg, 
theils ganz steuerfrei, theils gegen Erlegung herabgeſetzter Eingangsabgaben, ein⸗ 
gefuͤhrt und gleichfalls einige nachbenannte Erzeugniſſe aus dem Preußiſchen, welche 
mit Ausgangsabgaben belegt ſind, nach dem untern Herzogthume Bernburg ab⸗ 
gabenfrei ausgeführt werden duͤrfen: f 
K. Gegenſtaͤnde, welche aus dem untern Herzogthume nach Preußen eingeführt 

werden koͤnnen. Sa 
) Alle Arten Getreide, Huͤlſenfruͤchte und Sämereien, 5 
2) Grobe Boͤttcher-, Drechsler-, Korbflechter⸗, Tiſchler⸗ ad A rohe oder blos 
gehobelte Holzwagren, Wagenarbeiten und Maſchinen von Holz, aber uͤber⸗ 
all blos ſolche, welche nicht hoͤher als mit der allgemeinen Eingangsabgabe 
belegt ſind. ar ; ; 
3) Kalk, Gips, Bruch- und Kalkſteine, fo wie Ziegeln. 
J) Grobe ungebleichte Leinwand. . 
5) Ruͤbe⸗, Lein⸗ und Hanfoͤl, fo wie Oelkuchen. 
6) 20 Zentner graues Loͤſch- und Packpapier. 

10 Zentner ordinaires, kleines, halbweißes Druckpapier, auch weißes und 
gefaͤrbtes Packpapier, ſo wie A Na 
Zentner andre Papiergattungen, jedoch ausſchließend von der Papier⸗ 
a mühle in Bernburg. 1 er 
7) Töpferwaaren und Steingut. 

8) Vieh aller Art. Fe 
9015 Zentner wollene Tuͤcher gegen eine ermaͤßigte Abgabe von 15 Rthlr. pre 
NE Zentner, und ish 871 N 
15 Zentner Flanelle und Moltons gegen eine herabgeſetzte Abgabe von 5 Rthlr. 
pro Zentner, ausſchließend aus dem Herzoglichen Amte Coswig. 
a B. 


ur, 
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B. Gegenſtaͤnde, ie aus Preußen: in a untere bawahen son 
‚ausgeführt werden Dürfen; 
1) Holzkohlen und 

2) alle Arten von Oelkoͤrnern. 


2 


Es iſt dabei jedoch verabredet worden, daß die ee in bee 
untern Herzogthume Bernburg, nur den Eigenthuͤmern von den reſp. ſelbſt ge⸗ 
wonnenen und ſelbſt verarbeiteten Erzeugniſſen, nicht aber denen, welche ſolche 
von den Eigenthuͤmern kaufen, um damit einen Handel zu treiben, von den Her⸗ 
zoglichen Behoͤrden ertheilt werden ſollen; nicht minder wird die Ausfuhr der vor⸗ 
genannten Preußiſchen Erzeugniſſe nur gegen Vorzeigung Herzoglicher gerichtlicher 
Atteſte, wodurch der Bedarf fuͤr die betreffenden Herzoglichen Unterthanen beſchei⸗ 
nigt wird, und welche auf keinen Fall über folchen hinaus gewaͤhrt werden ſollen, 
ohne Erlegung der feſtgeſetzten Ausgangsabgabe ſtatt finden. 


Damit es den Frachtfuhrleuten, welche von Braunſchweig und Magdeburg 
nach Halle und Leipzig fahren, und den Weg uͤber Bernburg einſchlagen, erleich⸗ 
tert werde, daſelbſt zu übernachten; ſo wird man ſich uͤber use ‚Vorkehrungen 
einigen, wodurch Defraudationen verhuͤtet werden. 


Art. z Da jedoch die in den Königlich - Preußifchen Staaten am hoͤch⸗ 
ſten beſteuerten auslaͤndiſchen Waaren, namentlich Kolonialwaaren aller Art, 
Weine und ſeidene Zeuge, mit keiner Abgabe im obern Herzogthume bisher be= 
legt geweſen ſind, und frei aus dem Auslande haben bezogen werden koͤnnen, dies 
Verhaͤltniß auch fortdauert, bis der Beitritt der Herzoglichen Lande zum Preußi⸗ 
ſchen Steuerſyſteme wirklich in Ausfuͤhrung gebracht wird, mithin, wenn die Preu⸗ 
ßiſche Grenzbewachung wegfaͤllt, den Koͤniglichen Kaſſen und gewerbtreibenden 
Unterthanen ein bedeutender Verluſt aus der Einfuͤhrung der unverſteuerten 
Waarenbeſtaͤnde in dem obern Herzogthume erwachſen konnte; fo verſprechen 
Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt ⸗ Bernburg, vier Wochen vor Auf⸗ 
hebung der Preußiſchen Grenzbewachung gegen das obere Herzogthum, und 
mit dem Eintritt der Grenzbeſetzung deſſelben gegen das nicht Preußiſche 
Gebiet, alle Waarenbeftände in dem obern Herzogthume genau aufzeichnen 
zu laſſen, die Beſitzer der Waaren entweder zur Zahlung der Steuer von den 
Beſtaͤnden oder zur Wiederausfuͤhrung der Waaren nach dem Auslande, vor 
Aufhebung der Königlich = Preußiſchen Grenzbewachung, anzuhalten. ‚Die zu 


Abzug 3 werden. lleber die Art und en Dr Aafnafıne der a 
beftände, und wie weit dabei zu gehen feyn a N eine beſondere eine 
gung Statt gefunden, 


Art. 21. 


Art. 21. Die Dauer dieſes Vertrages iſt bis zum Schluſſe des 
Jahres 1830. feſtgeſetzt worden. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe dieſes 
Vertrages beine Aufkuͤndigung von der einen oder der andern Seite, ſo iſt 
derſelbe ſtllſchweigend als bis zum Ende des Jahres 1839. verlaͤngert anzuſehen. 
Art. 22. Dieſer Vertrag ſoll unverzüglich zur Allerhoͤchſten und Hoͤchſten 
Ratifikation vorgelegt, und, nach Auswechſelung der Ratifikations⸗ Urkunden, 
ſofort zur Vollziehung gebracht werden. 
Zu Urkund deſſen iſt dieſer Vertrag von den beiderseitigen Bevollmaͤch⸗ 
tigten unterzeichnet und mit ihren Wappen beſiegelt worden. 
So geſchehen Berlin, den Toten Oktober 1823. 


= s ) m Ulrich Wilhelm (IL. S.) Johann Volrath Ludwig 
on Bül bw. Sreiherr von Salmuth. 

Dieſer Vertrag iſt unterm 2ten November 1823. von Seiner Majeftät 

dem Koͤnige ratifizirt, und die Ratifikations⸗Urkunden ſind demnaͤchſt am 27ſten 


ala Monates zu Berlin ausgewechſelt worden. 
2 den loten Dezember 1823. 


son Preußifehes Minifterium der a gelegenheiten. 
von Bernstorff. 


4 
3 


05 338) he Kabinetsorder vom 255ſten November 1823. 875 wegen Ernennung 
Be des Kammerherrn von Rochow zum IVten Mitgliede der Haupt⸗Ver⸗ 
waltung der „ f 


J. ei an bie Stelle des auf fein Anſuchen in n Raheſund . Wirk 
lichen Geheimen Ober⸗Finanzraths von der Schulenburg 
das bisherige Ute Mitglied, den Geheimen Ober = - Negierungsrarh von 
Schuͤtze zum Iſten, f 
das bisherige Ute Mitglied, den erſten Stadtgerichts⸗ Direktor, Geheimen 
Jiuſtizrath Beelitz zum II ten, 
das bisherige IVte e den Ober⸗ „Burgermeiſter Deetz zum Ulten, 
und 
den Kammerherrn von Rochow, den der Staatsrath zur IVten Stelle 
mit in Vorſchlag gebracht hat, zum IVten Mitgliede der Haupt⸗Ver⸗ 
waltung der Staatsſchulden 
Jahrgang 1824, a B 5 ernannt, 


er Io — 


= 


7 


ernannt, auch wegen Verpflichtung des Letzteren das Erforderliche an den fie 
miniſter verfügt. Sie haben dieſe Veränderungen und die Ernennung des Kam⸗ 
merherrn von Rochow zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, ſobald die Ver⸗ 
1 deſſelben erfolgt iſt. Berlin, den 25ften November 1823. 


Friedrich Wilhelm. 
5 ; An en 
den Wirklichen Seine Ober⸗ ⸗Finanzrath und Praͤſidenten Rother. 


(No. 839.) 


Eee 
zur Erhebung des Faͤhrgeldes fuͤr die Faͤhranſtalt zu Polenzig. 


Vom ten Dezember 5 
Thl. Sgr. Pf. 


f Bei kleinem Waſſer⸗ i i 

1) dir ein Pferd mit Reuter r I 5 

Fr ne Neffe „ 

2) Frachtwagen, für jedes Pferd 8 7 2 

3) Alles andere Fuhrwerk, für das Pferd N 33 

4) Für ein Haupt IE re 1 
5) Fuͤr ein Schwein, Schaaf oder Kalb, wenn ſolche frei geführt 
und nicht etwa auf einem Wagen geladen ſind, in welchem letz⸗ 

tern Falle blos das Faͤhrgeld von jedem Pferde vor dem Wa⸗ * 

z ER E ERO FOREN ES — 4 

Wenn die Anzahl zehn Stuͤck überfigt, N u 
6) Fuͤr einen Bußganger, ee ee 8 u 


Bet großem Waſſer oder Grundeis 


koͤnnen die vorſtehenden Saͤtze bis zum doppelten Betrage 
abe werden. 

Wenn die Oder zugefroren iſt und ſteht, muß von dem 
vorbemerkten Faͤhrgelde die Haͤlfte entrichtet werden. 


a Frei vom Faͤhrgelde bleiben: 5 
J) Alle Königliche und den Prinzen des Koͤniglichen Hauſes gehoͤrige Pferde 
und Wagen, und deren Fuͤhrer. N 
Alle marſchirende und im Dienſt reiſende Militair-Perſonen, Komman⸗ 
dos ꝛc. mit ihren Pferden und Dienſtwagen, Kanonen ꝛc., imgleichen die 
Lieferungswagen fuͤr die Armeen und Feſtungen. 
3) Alle 


2 
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3) Alle Königliche und fremde Kuriere, imgleichen Poſten und Poſtfuhrwerke. 
mit Ausnahme der Beiwagen bei den fahrenden, ſo wie der Extra⸗ Poſten. 
4) Alle Feuer⸗Loͤſchungs⸗Anſtalten und Kreishuͤlfs⸗ auch Militair⸗Vorſpann⸗ 
Fuhren 2, | 12118 
5). Die Fuhrwerke der in Dienſtgeſchaͤften reiſenden Offizianten vom Waſſerbau⸗ 
weſen, desgleichen der Landraͤthe und oͤrtlichen Polizei⸗Perſonen. 5 
Die Faͤhrleute haben ſich gegen jeden Reiſenden, wes Standes er ſey, 
hoͤflich und beſcheiden zu betragen, bei 10 Rthlr. Strafe fuͤr jeden einzelnen 
Fall nicht mehr Faͤhrgeld zu erheben, als der vorſtehende Tarif ausdruͤcklich 
vorſchreibt, und das Negulatis der Regierung zu Frankfurt vom 26ſten Sep⸗ 
tember v. J. jedem Reiſenden auf Verlangen zur Einſicht vorzulegen. 
Gegeben Berlin, den gten Dezember 1823. 5 


,s) Friedrich Wilhelm. 


Graf von Buͤlow. 


* 


No. 840.) Deklaration der Allerhöchften Kabinetsorder vom 18ten September 1822. wegen 
: des Fuͤnftel⸗Abzuges bei der Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe in der Altmark und im Magdeburgſchen. D. d. den 27 ſten 

Dezember 1823. 5 


Als den anliegenden] Vorſtellungen mehrerer Gutsbeſitzer in der Altmark und 

im Magdeburgiſchen, erſehe Ich, daß man Meine an das Staatsminiſterium er⸗ 
laſſene Order vom 18ten September 1822. blos auf den Fuͤnftel⸗Abzug der Zehent⸗ 
pflichtigen angewendet hat, ohnerachtet beide Hh. 29. und 30. des Geſetzes vom 

25ſten September 1820. in dieſer Order als ſolche ausgenannt ſind, deren Beſtim⸗ 
mungen in den zu dem ehemaligen Königreich Weſtphalen gehörig geweſenen Landes⸗ 
theilen nur vorläufig bis zur Bekanntmachung eines anderweitigen Geſetzes zur 
Anwendung kommen ſollen, und Ich deklarire daher dieſe an ſich gar nicht zweifel⸗ 
hafte Order vom 18ten September v. J. dahin: \ 


daß bei dem Erlaß derſelben Meine Abficht dahin gegangen ſey, die Anordnung 
des H. 29. wegen des Fuͤnftel-Abzuges von allen aus dem bäuerlichen Ver⸗ 
haͤltniß in Naturalien, oder in Gelde zu entrichtenden Leiſtungen, ebenſowohl, 
wie die Anordnung des H. 30. wegen des Fuͤnftel⸗Abzuges von allen Zehenten 


nur vorlaufig zur Anwendung kommen, und einem anderweitigen Geſetze es 
x vor⸗ 


— 2 — 


vorbehalten bleiben i ſowohl wegen dieſes Fünftel Abzuges oder eines, 
ſtatt deſſen von dem Berechtigten zu leiſtenden Erſatzes ſelbſt, als auch wegen 
der etwanigen Ausgleichung uͤber den vorläufig nach Inhalt des Geſetzes vom 
25ſſten September 1820. regulirten Abzug die naͤheren Beſtimmungen zu treffen, 
imgleichen, daß alle Prozeſſe, welche in den vorbenannten Landestheilen, wegen 
des Fuͤnftel⸗ Abzuges von allem aus dem baͤuerlichen Verhaͤltniß in Naturalien, 
oder in Gelde zu entrichtenden Leiſtungen, anhaͤngig ſind, ſofort ſiſtirt, und wenn 
die Partheien wegen des Abzugs von den laufenden Praͤſtationen dieſer Art fich 

nicht guͤtlich vereinigen, auf Anrufen des einen oder des andern Theils, durch 

die Generalkommiſſion, in Anwendung des Geſetzes vom 25fen n 
1820., ein Interimiſtikum feſtgeſetzt werden ſoll. N 


Die betreffenden Miniſterien haben das Erforderliche hiernach zu bade i 
und iſt dieſe Order unverzüglich durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 27ſten Dezember 1823. 


Friedrich Wilhelm. 
An 5 
das Staatsminiſterium. 


